
Suchergebnisse: Resolution

26. Juli 1790 – Der Magistrat verwahrt sich gegen die Rechtsverletzung

München * Der Magistrat verwahrt sich in einer Resolution gegen die Rechtsverletzung durch die

von Sir Benjamin Thompson veranlasste „öffentliche Dank- und Huldigungsadresse“ an den

Kurfürsten. 

10. August 1790 – Die Verwaltung und Benutzung des Englischen Gartens wird geregelt

München-Englischer Garten * Kurfürst Carl Theodor erlässt eine „Spezialresolution“, die die

Verwaltung und Benutzung des Englischen Gartens und aller darin befindlichen Grundstücke und

Gebäude regelt. 

3. März 1848 – Die Münchner erstellen einen Forderungskatalog an den König

München * In einem Forderungskatalog verlangen die Münchner Untertanen vom König:         Die

Verabschiedung eines Gesetzes über Ministerverantwortlichkeit.     Die Einführung voller

Pressefreiheit und eines Pressegesetzes.   Die Einführung öffentlicher Gerichtsverfahren.   Die

Unterstützung des Wunsches nach Schaffung einer Volksvertretung für den Frankfurter

Bundestag.   Die Vereidigung des Militärs auf die Verfassung.   Die Verabschiedung eines neuen

Polizeigesetzes.   Die Verabschiedung eines neuen Wahlgesetzes.   Die Entlassung des

Verwesers des Innenministeriums Berks.        Die Resolution liegt im Rathaus auf und „innerhalb

von nur vier Stunden sollen bereits mehr als 10.000, bald gar 20.000 Unterschriften gesammelt

worden sein“. Der Magistrat und zwei aus dem Bürgerstand ausgewählte Vertrauensmänner

überreichen die Resolution.      Noch am Abend verkündet der Leitende Minister Ludwig Fürst zu

Oettingen-Wallerstein, dass die Stände zur Prüfung der Resolution vorzeitig einberufen werden

sollen. Als Termin wird der 31. Mai festgesetzt. König Ludwig I. kann und will die Forderungen der

Bürger nicht akzeptieren, verspricht aber die Entlassung Berks. Außerdem soll die nächste

Stände-Versammlung auf den 31. Mai 1848 vorverlegt werden.      Als die Münchner diese

Forderungen aufstellen, hat Lola Montez das Königreich Bayern bereits seit drei Wochen in

Richtung Schweiz verlassen. Es geht nicht mehr um die Affäre mit der Spanischen Tänzerin, es

geht nur noch um das autokratische und neoabsolutistische Herrschaftssystem König Ludwigs I.,

das nicht mehr länger aufrechtzuerhalten ist. 
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14. Juli 1917 – Die Reichstagsmehrheit verabschiedet eine Friedensresolution

Berlin * Die Reichstagsmehrheit bestehend aus SPD, Zentrum und Fortschrittliche Volkspartei -

FVP verabschiedet im Reichstag die vom Zentrumsabgeordneten Matthias Erzberger am 6. Juli

1917 geforderte Friedensresolution.       In dieser treten sie für „einen Frieden der Verständigung

und der dauernden Versöhnung der Völker“ ein,   mit dem „erzwungene Gebietserwerbungen und

politische, wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar“ sind. 

19. Juli 1917 – Antrittsrede des neuen Reichskanzlers Georg Michaelis

Berlin * Der neu ernannte Reichskanzler Georg Michaelis kündigt in seiner Antrittsrede eine

bessere Zusammenarbeit zwischen Regierung und Reichstag an. Die am 14. Juli von der

Reichstagsmehrheit verabschiedete Friedensresolution nimmt er nur so zur Kenntnis, „wie ich sie

auffasse“. Das heißt, dass Macht- und Kriegszielpolitisch alles beim Alten bleibt. 

22. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis wird das Vertrauen entzogen

Berlin * Die Mehrheitsparteien im Reichstag (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches

Zentrum) entziehen Reichskanzler Georg Michaelis das Vertrauen wegen       seiner eigenwilligen

Interpretation der Friedensresolution,     seines scharfen Vorgehens gegen die USPD sowie

wegen   seiner Ablehnung einer Reform des Dreiklassenwahlrechts. 

30. Januar 1918 – Streik-Aktivitäten der USPD verurteilt

München * Die Delegierten des Münchner Gewerkschaftsvereins beschließen eine Resolution, in

der sie die Aktivitäten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik

verurteilen.    Der Gewerkschaftsvorsitzende Johannes Timm verständigt sich mit dem

MSPD-Parteisekretär Erhard Auer, an der für den nächsten Tag angesetzten Versammlung der

Münchner kriegswichtigen Betriebe teilzunehmen. Sie wollen durch ihre Präsenz      

Gegenmaßnahmen einleiten,   die Bewegung in geordnete Bahnen lenken und   den Streik so

bald als möglich beenden. 

31. Januar 1918 – Kurt Eisner gewinnt auch die Arbeiter der Flugzeugwerke
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München-Ludwigsvorstadt * Der taktische Winkelzug der USPD geht auf. Felix Fechenbach von

den Unabhängigen Sozialdemokraten bemächtigt sich des Vorstandstisches im Festsaal des

Mathäserbräu und beruft umgehend eine öffentliche Volksversammlung ein, die er sogleich

eröffnet.  Als Redner treten Kurt Eisner und Sara Sonja Lerch auf. Diese erzeugen einen

Sinneswandel bei den Anwesenden, die sich jetzt ebenfalls für den Streik aussprechen.  Am

Schluss wird auch die bereits am Vormittag von den Kruppianern in der Schwabinger

Brauerei beschlossene Resolution zur sofortigen Beendigung des Krieges „des Wahnsinns und

der Wahnsinnigen“ angenommen. 

31. Januar 1918 – Die Münchner Krupp-Belegschaft tritt in den Streik ein

München * Die Münchner Kruppianer der Bayerischen Geschützwerke treten an diesem

Donnerstag in den Streik ein. Am frühen Morgen marschieren sie - vorbei an verschiedenen

Großbetrieben im Norden Münchens, die sie zum Anschließen auffordern - zum Schwabinger

Bräu, wo Kurt Eisner zu ihnen spricht.  Die Krupp-Arbeiterschaft nimmt eine von Kurt Eisner

verfasste Resolution einstimmig an. Darin erklären sich „die streikenden Arbeiter Münchens mit

den Arbeitern der feindlichen Nationen einig in dem feierlichen Entschlusse, den Krieg des

Wahnsinns und der Wahnsinnigen sofort ein Ende zu setzen“. 

17. Juni 1918 – Interner Widerstand gegen die MSPD-Reichstagspolitik

Bayreuth * Der Gautag der nordbayerischen MSPD zeigt, wie sehr die dortigen Organisationen

den bisherigen Kurs des Parteivorstandes kritisch oder gar direkt ablehnend bewerten. Erhard

Auer stößt mit seiner Taktik der nahezu bedingungslosen Unterstützung der Regierung ohne

erkennbare Gegenleistung in seiner eigenen Partei auf zunehmenden Widerstand. In der

verabschiedeten Resolution zur politischen Lage heißt es:    „Wir verlangen daher, dass die

Reichstagsfraktion in Übereinstimmung mit dem Willen der Wählerschaft und mit den

Forderungen unseres Programms zur Durchsetzung der berechtigten Forderungen des

arbeitenden Volkes nunmehr von der bloßen Kritik dazu übergeht, von den schärfsten

parlamentarischen Machtmitteln Gebrauch zu machen und durch ihre Abstimmungen die

Mitverantwortung für die Politik der Reaktion und des Landraubes abzulehnen.“ 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer
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gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

7. Oktober 1918 – Die Briefaffäre des Reichskanzlers Max von Baden
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Berlin * Durch eine gezielte Indiskretion wird ein Privatbrief des Prinzen Max von Baden von

Anfang Oktober 1918 bekannt, in dem er die Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli

1917 als eine „Dummheit“ und „Gemeinheit“ bezeichnet und das Konzept einer

Parlamentarisierung und Demokratisierung des politischen Systems verunglimpft.    Der Inhalt

des Briefes entlarvt seine Reichstagsrede vom 5. Oktober als Heuchelei. Durch die Briefaffäre ist

der Reichskanzler angezählt. 

7. November 1918 – Um 15 Uhr beginnt die Kundgebung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 15 Uhr beginnt die politischen Veranstaltung auf

der Theresienwiese, an der sich etwa 40.000 Menschen beteiligen. Andere Quellen sprechen von

über 100.000, sogar von 200.000 Teilnehmern. 

7. November 1918 – Eine Versammlung nach den Vorstellungen Erhard Auers

München-Theresienwiese * Die Versammlung verläuft zunächst ganz nach den Vorstellungen

Erhard Auers. Die Mehrheitssozialdemokraten und die Gewerkschafter marschieren geschlossen

an. Um 15:15 Uhr beginnen die Ansprachen, dafür sind 15 Minuten vorgesehen. Der

MSPD-Führer und weitere Funktionäre halten ihre Reden an der Bavaria, in der sie hervorheben,

dass die Sozialdemokratische Partei       weder zum Streik noch zur Revolution auffordert,

sondern   die Entwicklung zum Volksstaat auf parlamentarischen Wegen erreichen möchte.     

Um 15.45 Uhr lassen sie dann über eine Resolution abstimmen, danach löst sich die

Versammlung auf. Nun formieren sich die Teilnehmer zur großen Friedensdemonstration. Mit

einem Musikkorps an der Spitze marschiert der größte Teil der Massendemonstration unter

Führung von Erhard Auer in vollkommener Disziplin über die Landwehrstraße, Sonnenstraße,

Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, Brienner Straße, Residenzstraße, Maximilianstraße

und schließlich längs der Isar entlang bis zum Friedensengel. Hier löst sich der Protestmarsch

nach einer kurzen Schlussansprache des MSPD-Reichstags- und Landtagsabgeordneten Franz

Schmitt auf. 

18. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht dem Rat der Volksbauftragten

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL reagiert scharf auf die vom Kongress der Arbeiter- und

Soldatenräte Deutschlands beschlossenen Hamburger Punkte. Reichskanzler Friedrich Ebert

wird massiv unter Druck gesetzt, weil sie Chaos, Niedergang, Bolschewismus und Wehrlosigkeit
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befördern.    Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Wilhelm

Groener erklären gegenüber dem Rat der Volksbeauftragten ihren Rücktritt, falls die Hamburger

Punkte angenommen und umgesetzt werden.    „Die Verantwortung für alle Folgen würde vor

dem deutschen Volke und der gesamten Welt sowie vor der Geschichte denjenigen zufallen, die

diese Resolution durchsetzen würden.“ 

13. Februar 1919 – Eisner erhält von der Frankfurter Zeitung Unterstützung

Frankfurt am Main * Zu den wenigen bürgerlichen Zeitungen, die Eisners Wirksamkeit in Bern

gerecht wird, gehört die Frankfurter Zeitung. Sie schreibt: „Wer aber in so überaus gehässiger

Weise die Arbeit Eisners in Bern entstellt, verdächtig und herabwürdigt, wie das neuerdings

geschehen ist, der hat nicht verstanden, worauf es eigentlich beim Sozialistenkongress ankam.

[…]   Herr Eisner hat sich […] in Bern um die deutsche Sache verdient gemacht; insbesondere ist

die Annahme der sehr erfreulichen Resolution über die Gefangenen auf sein Wirken

zurückzuführen.“ 

25. April 1919 – Gewerkschaften bekennen sich zum Mitbestimmungsrecht der Arbeiter

Berlin * Die Spitzen der Gewerkschaft beschließen nahezu einstimmig eine Resolution, in der sie

sich zu einem Mitbestimmungsrecht der Arbeiter bekennen. 

25. Juni 1962 – Rund 2.500 Protestierer versammeln sich an der Leopoldstraße

München-Schwabing * Montag. Rund 2.500 Protestierer versammeln sich an der

Leopoldstraße. Mehrere hundert Jugendliche blockieren erneut den Verkehrauf dem Boulevard.

Gegen 1 Uhr räumt die Polizei die Straße. Rund 200 Protestierer werden „eingekesselt“ und

anschließend festgenommen, darunter auch der spätere RAF-Terrorist Andreas Baader. Damit

enden die Schwabinger Krawalle. Laut Polizeibericht kommen an diesem Tag rund 360 Polizisten

zum Einsatz. 35 Protestierer werden festgenommen, sieben nachträglich zur Anzeige

gebracht. Darüber hinaus werden über 200 Anwesende zur Personalienfeststellung kurzfristig in

Gewahrsam genommen.  Dass die Stadtpolizei an allen Tagen keine Wasserwerfer einsetzt, liegt

an der in der Leopoldstraße verkehrenden Straßenbahn. Man hätte nämlich aus

Sicherheitsgründen die Strom führenden Oberleitungen außer Betrieb nehmen

müssen. Außerdem befürchtet man angesichts der sommerlichen Temperaturen, dass ein

Wasserwerfer zur weiteren „Erheiterung“ der Protestierenden beigetragen hätte.  Fazit: Gegen
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248 Personen werden Ermittlungen wegen der Beteiligung an den Schwabinger

Krawallen aufgenommen. Darunter finden sich lediglich 13 Frauen. Fast drei Viertel der Verfahren

werden eingestellt. 54 Angeklagte werden verurteilt; es gibt 13 Freisprüche. Das

Durchschnittsalter der Verurteilten liegt bei 22 Jahren.  Von den jungen Berufstätigen werden

auffällig viele verurteilt. Während aus dem akademischen Nachwuchs nur jeder Zehnte eine

Strafe erhält, ist es bei den Nichtakademikern nahezu jeder Zweite. Es werden sechs

Gefängnisstrafen zwischen drei und dreizehn Monaten ausgesprochen, wovon fünf auf

Nichtakademikern fallen. Die Geldstrafen liegen zwischen 40 und 1.000 DMark. Die

Jungakademiker kommen mit Geldbußen und Strafen auf Bewährung davon.  Gegen Angehörige

der Stadtpolizei werden 143 Verfahren eröffnet. Lediglich 14 Polizisten werden aber mit Anklagen

konfrontiert. Vier Ordnungshüter werden rechtskräftig verurteilt. Darunter ist nur ein Stadtpolizist,

der an den Einsätzen vor Ort beteiligt war. Die drei Anderen sind als Aufseher in der

Polizeihaftanstalt tätig.  Der Bezirksausschuss Schwabing-Freimann protestiert in einer

Resolution gegen die Ausschreitungen, die das „Machwerk verantwortungsloser, ortsfremder

Elemente“ gewesen sei und bedankt sich ausdrücklich bei der Münchner Polizei für das mutige

und tatkräftige Einschreiten.

26. Juni 1962 – 250 Demonstranten treffen sich am Monopteros

München-Lehel - Englischer Garten * Am Monopteros im Englischen Garten treffen sich rund 250

Protestierer zu einer vom Ortnungsamt verbotenen Kundgebung. Doch statt der

Protestkundgebung wird über die Ereignisse der Schwabinger Krawalle diskutiert und in einer

Resolution eine genaue Überprüfung der Vorfälle und die Kennzeichnung der Polizisten mit

Dienstnummern gefordert. Die Versammlung wird aufmerksam von der Polizei beobachtet.  Der

Allgemeine Studenten-Ausschuss der Ludwig-Maximilians-Universität distanziert sich per

Flugblatt von den Protesten.

16. Januar 1986 – Regensburger Physiker warnen vor der WAA

Regensburg * 50 Physiker der Universität Regensburg veröffentlichen eine Resolution, in der sie

vor den Gefahren der geplanten Wiederaufarbeitungsanlage warnen. Insgesamt 173

Hochschulangehörige unterstützen die Erklärung mit ihrer Unterschrift. Die Stellungnahme

verleiht der wissenschaftlichen Kritik an dem Projekt zusätzliches Gewicht.
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